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 Nr. 269 852 van 15 März 2022 

In der Sache RAS X / XI 

 

 

 In Sachen: X 

  Bestimmter Wohnsitz: in der Kanzlei von Rechtsanwalt C. ROBINET 

Kapellstraße 26 

4720 KELMIS 

  gegen: 

 

den belgischen Staat, vertreten durch den Staatssekretär für Asyl und Migration. 

 
 

DIE DIENSTTUENDE PRÄSIDENTIN DER XI. KAMMER, 

 

 Gesehen den Antrag, den X, der erklärt deutscher Staatsangehörigkeit zu sein, am 10. November 2021 

eingereicht hat, um die Aussetzung der Ausführung und die Nichtigerklärung des Beschlusses des 

Beauftragten des Staatssekretärs für Asyl und Migration vom 20. September 2021 zur Ablehnung der 

Verlängerung der Aufenthaltskarte , zu beantragen. 

 

Unter Berücksichtigung des Titels Ibis, Kapitel 2, Abschnitt IV, Unterabschnitt 2 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen 

von Ausländern. 

 

Gesehen den Beschluss zur Feststellung der Eintragungsgebühr vom 19. November 2021 mit 

Referenznummer X 

 

Gesehen den Schriftsatz mit Anmerkungen und die Verwaltungsakte. 

 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses vom 24. Januar 2022, in dem die Sitzung am 28. Februar 2022 

anberaumt wird. 

 

Gehört den Bericht der Richterin für Ausländerstreitsachen H. CALIKOGLU. 

 

Gehört die Anmerkungen der Rechtsanwältin G. WEISGERBER, die loco Rechtsanwalt  C. ROBINET für 

die antragstellende Partei erscheint und der Rechtsanwältin S. VAN ROMPAEY, die loco Rechtsanwälte 

D. MATRAY und A. DE WILDE  für die beklagte Partei erscheint. 

 

FASST NACH BERATUNG DEN FOLGENDEN ENTSCHEID: 

 

1. Dienliche Daten zur Beurteilung der Sache 

 

1.1. Der Antragsteller wird am 6. Mai 1992 in das Ausländerregister und am 13. Dezember 1995 in das 

Bevölkerungsregister eingetragen. Am 16. April 2007 wird ihm eine EU-Karte ausgestellt, die bis 15. April 

2012 gültig ist. 

 

1.2. Am 22. März 2021 beantragt der Antragsteller eine Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis. 
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1.3. Am 22. März 2021 stellt der Antragsteller außerdem einen Antrag auf Eintragung nach Artikel 40 § 4 

Absatz 1 Ziffer 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über den Zugang zum Hoheitsgebiet, den 

Aufenthalt, die Niederlassung und die Abschiebung von Ausländern (im folgenden: Ausländergesetz) als 

Arbeitssuchender. 

 

1.4. Am 20. September 2021 erlässt der Beauftragter des Staatssekretärs für Asyl und Migration (im 

folgenden: der Beauftragter) die Entscheidung zur Verweigerung einer Verlängerung der Aufenthaltskarte. 

Dies ist die angefochtene Entscheidung, die dem Antragsteller am 13. Oktober 2021 zugestellt wird und 

wie folgt lautet:  

 

“Betrifft:  N. H. Staatsangehörigkeit: Deutschland (Bundesrepublik) Geboren am (…) 1992  (…) 

 

Der Betreffende ist am (…) 1992 in Lontzen geboren und ist am selben Tag in das Fremdenregister 

eingetragen worden. Am 13. Mai 1992 ist ihm ein Personalausweis für Kinder ausgestellt worden. Am 13. 

Dezember 1995 ist er in das Bevölkerungsregister eingetragen worden. lm Jahre 1998 ist er umgezogen 

und bei der Gemeinde Kelmis eingetragen worden. Am 16. April 2007 hat er mit 14 Jahren eine bis zum 

15. April 2012 gültige Karte CEE erhalten. Seither hat er sich nicht mehr um seine administrative Lage 

gekümmert. 

 

Aufgrund von Artikel 39 § 7 des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 wird jedoch bis zum Beweis 

des Gegenteils davon ausgegangen, dass der Ausländer, der von der Gemeindeverwaltung von Amts 

wegen gestrichen worden ist oder dessen Aufenthaltsschein seit mehr als drei Monaten abgelaufen ist, 

das Land verlassen hat. 

 

Angesichts der oben aufgeführten Elemente hat die Verwaltung der Gemeinde Kelmis den Betreffenden 

am 22. Marz 2021 dazu aufgefordert, eine Anmeldebescheinigung als Arbeitssuchender zu beantragen. 

Daraufhin hat der Betreffende bestritten, dass er einen neuen Antrag einreichen müsse, und hat darauf 

hingewiesen, dass er auf eine Wiedereintragung Anspruch habe, da er die Bedingungen für einen 

Daueraufenthalt erfülle, und legt dazu unter anderem eine Kopie seines Führerscheins, seine 

Geburtsurkunde und eine Bestätigung seines Vermieters vor. Die Gemeindeverwaltung hat dann den 

Betreffenden aufgefordert, seine Anwesenheit nachzuweisen, was er auf der Grundlage des 

vorstehenden Arguments verweigert hat, und hat in einem am 2. Juni 2021 entgegengenommenen 

Schreiben darum gebeten, die Gesetzesartikel anzugeben, auf die sich diese Behauptungen stützen. 

 

Am 19. Juli 2021 sind dem Betreffenden ein Erklärungsschreiben und eine Aufforderung zum Nachweis 

seiner Anwesenheit notifiziert worden. 

 

Zu diesem Schreiben hat der Betreffende seine belgischen Steuerbescheide für die Jahre 2020, 2019, 

2018, 2017, 2016, 2015, 2014, 2013 und 2012, seine deutschen Steuerbescheinigungen für die Jahre 

2016, 2015 und 2014, stereotype Erklärungen von Nachbarn, die die Anwesenheit des Betreffenden vom 

16. April 2012 bis zum 21. Marz 2021 bescheinigen, eine Übersichtstabelle seiner Arbeitsbemühungen 

von Juni bis Juli 2021 und einen Nachweis über seine Eintragung bei Arbeitsamt der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft vorgelegt. 

 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass der Betreffende keinen Nachweis für eine tatsächliche 

Anwesenheit auf belgischem Staatsgebiet vom 16. April 2012 bis zum 21. Marz 2021 erbracht hat. Die 

belgischen Steuerbescheide sind kein Nachweis für eine Anwesenheit auf belgischem Staatsgebiet, da 

solche Dokumente auch von Nichtansässigen ausgefüllt werden. Der Vermerk der Adresse in Belgien auf 

den deutschen Steuerbescheinigungen kann allein kein Beweis für die Anwesenheit des Betreffenden 

sein. 

 

Die Erklärungen der Nachbarschaft, die darüber hinaus stereotyp sind und weder offizielle noch eindeutige 

Beweise enthalten, reichen allein auch nicht aus, die tatsächliche Anwesenheit des Betreffenden 

nachzuweisen. 

 

Der Betreffende hat daher nicht nachgewiesen, dass er das Königreich für eine Dauer von weniger als 

zwei aufeinanderfolgenden Jahren verlassen hat (Artikel A2quinquies § 7 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980). 

 

Als Unionsbürger kann er jedoch einen Antrag auf Anmeldebescheinigung als Arbeitssuchender, 

Lohnempfänger, Selbständiger oder Inhaber genügender Existenzmittel einreichen. 
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Gemaβ Artikel 39/2 §2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 kann eine Nichtigkeitsklage gegen diesen 

Beschluss beim Rat für Auslanderstreitsachen eingereicht werden. Diese Nichtigkeitsklage muss binnen 

dreiβig Tagen ab Notifizierung dieses Beschlusses im Wege eines Antrags eingereicht werden. 

Gemaβ Artikel 39/82 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 kann ein Aussetzungsantrag eingereicht 

werden. Auβer in Fallen äuβerster Dringlichkeit müssen Aussetzungsantrag und Nichtigkeitsklage in ein 

und demselben Akt eingereicht werden. 

 

Unbeschadet anderer gesetzlicher und verordnungsrechtlicher Modalitäten werden vorerwähnte Klage 

und vorerwähnter Antrag im Wege eines Antrags eingereicht, der die in Artikel 39/78 des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 und in Artikel 32 der Verfahrensordnung des Rates für Auslanderstreitsachen 

erwähnten Bedingungen erfüllt. Vorbehaltlich der in Artikel 3 § 1 Absatz 2 und 4 der Verfahrensordnung 

des Rates vorgesehenen Abweichungen werden sie beim Rat per Einschreiben an den Ersten 

Präsidenten des Rates für Auslanderstreitsachen, rue Gaucheret/Gaucheretstraat 92-94 in 1030 Brüssel, 

eingereicht." 

 

1.5. Am 20. September 2021 erlässt der Beauftragter die Entscheidung, dem Antragsteller den Aufenthalt 

für mehr als drei Monate zu verweigern, ohne Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen. Der Antragsteller 

hat gegen diese Entscheidung beim Rat für Ausländerstreitsachen (im folgenden: der Rat) unter der 

Nummer 268 596 Beschwerde eingelegt. 

 

2. Untersuchung der Klage 

 

2.1. Mit einem dritten Klagegrund macht der Antragsteller u. a. einen Verstoß gegen die Artikel 2 und 3 

des Gesetzes vom 29. Juli 1991, gegen die materielle Begründungspflicht, gegen die Sorgfaltspflicht, 

gegen Artikel 42quinquies des Ausländergesetzes und gegen Artikel 39 § 7 des Königlichen Erlasses vom 

8. Oktober 1981 über den Zugang zum Hoheitsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und die 

Abschiebung von Ausländern (im folgenden: Königlicher Erlass vom 8. Oktober 1981) geltend. 

 

Seine Argumentation lautet wie folgt:  

 

“Gemaβ der Art. 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche Begründung der 

Verwaltungsakte müssen Verwaltungsakte begründet werden. 

 

Dies geht auch aus Artikel 62 § 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 hervor. 

 

Die verlangte Begründung besteht aus der Angabe im Akt der faktischen und juristischen Grundlagen des 

Beschlusses. 

 

Sie muss „angemessen" sein (Art. 3, G. v. 15. Dez. 1980). 

 

Die Entscheidung muss sich nur auf den Sachverhalt beziehen, sondern auch die im jeweiligen Fall 

anwendbaren Rechtsnormen enthalten und erklären, inwieweit diese Regeln anhand des Sachverhalts 

dazu führen, dass die entsprechende Entscheidung getroffen wird (Staatsrat, Entscheid Nr. 232.140 vom 

9. September 2015). 

Aus den Grundsätzen der geordneten Rechtspflege, auch der „guten Verwaltung“ genannt, insbesondere 

der Sorgfaltspflicht ergibt sich, dass Behörden ihre Entscheidungen sorgfältig treffen müssen, was 

bedeutet dass diese sorgfältig vorbereitet werden müssen und die Behörde alle ausschlaggebenden 

Informationen der Akte berücksichtigen muss (D. DE JONGHE, P.-F. HENRARD, „L’actualité des 

principes généraux en droit adminstratif et de bonne administration en droit administratif : questions 

choisies**, in : Actualité des principes généraux en droit administratif, social et fiscal, Anthémis 2015, p. 

21 et s.). 

 

Aus den Grundsätzen der geordneten Rechtspflege, auch der „guten Verwaltung“ genannt, insbesondere 

des legitimen Vertrauens, welcher mit der Rechtssicherheit verbunden ist, ergibt sich, dass der Verwaltete 

sich auf eine klare und konstante Verhaltensregel oder Versprechen, die in einer Angelegenheit gemacht 

wurden, verlassen können muss (Staatsrat, Entscheid Nr. 241.725 vom 7. Juni 2018). 

 

Auβerdem muss der Belgische Staat die materielle Begründungspflicht, welche beinhaltet, dass jede 

administrative Rechtshandlung auf triftigen Gründen stützt muss, beachten (Staatsrat, Entscheide Nr. 216 
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669 vom 5. Dezember 2011, 215 206 vom 20. September 2011 und 185 388 vom 14. Juli 2008). Es darf 

keinen offensichtlichen Begründungsfehler geben. 

 

Mit andren Worten ist erforderlich, „dass für jede administrative Rechtshandlung rechtlich vertretbar 

Motive mit einer ausreichenden faktischen Grundlage vorhanden sein müssen“. Der Rat muss prüfen, „ob 

diese Behörde bei der Beurteilung von den richtigen faktischen Daten ausgegangen ist, ob sie diese 

korrekt beurteilt hat und ob sie aufgrund dessen nicht unvernünftig zu ihrem Beschluss gekommen ist, 

wobei diese Prüfung anhand der Gesetzesbestimmungen erfolgen muss, auf die sich der Belgische Staat 

stützt (RAS, Entscheid Nr. 199 792 vom 15. Februar 2018). 

 

Vorbemerkung: Es ist nicht ganz klar, welches der Gegenstand der strittigen Entscheidung ist. Handelt es 

sich um die Verweigerung den Aufenthaltstitel zu entziehen oder handelt es sich um eine Entscheidung, 

um den Daueraufenthalt zu entziehen? 

 

Bereits aufgrund der Tatsache, dass sich aus der Entscheidung nicht ergibt, welches die genauen 

Absichten des Staatssekretars waren, ist diese nicht angemessen begründet. 

 

Die Begründung ist auch nicht angemessen, insofern der Vertreter des Staatssekretars für Asyl und 

Migration anführt, dass die belgischen Steuerbescheide kein Nachweis für eine Anwesenheit auf dem 

belgischen Staatsgebiet seien, „da solche Dokumente auch von Nichtansässigen ausgefüllt werden.“ 

 

Abgesehen davon, dass ein Steuerbescheid durch das FÖD Finanzen ausgestellt wird und nicht durch 

der Steuerpflichtigen ausgefüllt wird (dieser muss nur die Steuererklärung ausfüllen), wird ein Unterschied 

gemacht zwischen 

- „Steuer der natürlichen Personen“ (Bewohner), 

- „Steuer für Gebietsfremde“ (d.h. Personen, die im Ausland wohnen oder sich für eine begrenzte Zeit 

in Belgien aufhalten). 

 

Aus den hinterlegten Unterlagen geht eindeutig hervor, dass es sich um Steuerbescheide zur Steuer für 

natürliche Personen handelt. 

 

Solche Dokumente betreffen eben nicht Nichtansässige (in diesem Falle wäre „Steuer für Gebietsfremde 

angegeben), sondern nur Bewohner des Königreichs Belgien. 

 

In diesem Punkt hat der Staatssekretar für Asyl und Migration seine Entscheidung demnach weder 

sorgfältig vorbereitet noch angemessen begründet. 

 

Es ist auch festzustellen, dass der Staatssekretar für Asyl und Migration bei den Nachweisen bezüglich 

der Anwesenheit zwar auflistet, dass „eine Übersichtstabelle seiner Arbeitsbemühungen von Juni bis Juli 

2021“ und ein „Nachweis über seine Eintragung bei [sic] Arbeitsamt der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft“ vorgelegt wurde, jedoch in keiner Weise erläutert, inwiefern diese Nachweise keinen Beleg 

der Anwesenheit auf dem belgischen Staatsgebiet während des strittigen Zeitraumes darstellen (die 

Unterlagen belegen, dass Herr H. allen gestellten Anforderungen des ADG nachgekommen ist). Es ist 

somit unklar, ob diese Unterlagen tatsachlich berücksichtigt wurden (Verstoβ gegen die Sorgfaltspflicht) 

und der Begründungspflicht wurde in Bezug auf diesen Aspekt nicht nachgekommen. 

 

Gleiches gilt bezüglich der Bescheinigung des Vermieters (es wird nur auf die Erklärungen der 

Nachbarschaft geantwortet). 

 

Des Weiteren schreibt der Staatssekretar für Asyl und Migration, dass die Erklärungen der Nachbarn 

„stereotypisch“ (Definition aus dem Online-Duden: „immer wieder in der gleichen Form [auftretend], in 

derselben Weise ständig, formelhaft, klischeehaft wiederkehrend“) seien. 

 

Die Tatsache, dass die Nachbarn denselben Vordruck genutzt haben, reicht jedoch nicht aus, um zu 

schlussfolgern, dass die darin enthaltenen Informationen falsch waren (so nutzt das Ausländeramt 

ebenfalls immer wieder dieselben Begründungsbausteine). Alle Nachbarn stehen mit Ihrem Namen und 

Ihrer Unterschrift (über den Personalausweis nachprüfbar) für ihre Aussagen gerade. 

 

Die entsprechende Begründung ist demnach nicht angemessen. 
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In Bezug auf diese Aussagen bemängelt der Staatssekretar für Asyl und Migration auβerdem, dass diese 

nicht „offiziell" seien. 

 

In diesem Zusammenhang muss jedoch festgestellt werden, dass er eine wesentliche „offizielle" 

Information aus der Akte auβer Acht lasst, nämlich dass Herr H.N vom 4. Juni 1998 bis zum 20. September 

2021 ununterbrochen im Bevölkerungsregister mit Wohnsitz in der Gemeinde Kelmis eingetragen war. 

 

Die Gemeinde Kelmis hat demnach bis zur Entscheidung des Staatssekretars für Asyl und Migration vom 

20. September 2021 nie eine Veranlassung dafür gesehen, Herrn H.N aus dem Bevölkerungsregister zu 

streichen (Unterlage 3). 

 

Das Gesetz vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten 

und die Aufenthaltsdokumente sowie dessen vier Ausführungserlasse sehen vor, dass in jeder Gemeinde 

verschiedene Register geführt werden, darunter das „Bevölkerungsregister“, in welchem „Belgier und 

Ausländer, deren Aufenthalt im Königreich für langer als drei Monate gestattet oder erlaubt ist, an ihrem 

Hauptwohnort eingetragen werden, ob sie dort anwesend oder zeitweilig abwesend sind“ (Art. 1 § 1 Nr. 1 

des Gesetzes vom 19. Juli 1991). 

 

Der Hauptwohnort ist „entweder der Ort, an dem die Mitglieder eines aus mehreren Personen 

bestehenden Haushalts gewöhnlich leben, ob diese Personen miteinander verwandt sind oder nicht, oder 

der Ort, an dem ein Alleinstehender gewöhnlich lebt“ (Art. 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 ). 

 

Der Hauptwohnort im Sinne der vorgenannten Bestimmungen ist demnach der gewöhnliche 

Aufenthaltsort. Er entspricht demnach einer faktischen Situation (F. ROLAND, „Un toit, des droits ? - Etat 

des lieux et problèmes rencontrés en droit des étrangers autour des concepts de domicile, de résidence 

de d’inscription dans les registres », Rev. dr. étr. 2020, S. 23- 24). 

 

Unter Berücksichtigung der Möglichkeiten einer Gemeinde, eine Person, die nicht mehr ihren 

Hauptwohnort auf dem Gemeindegebiet hat, von Amts wegen zu streichen (vgl. Art. 8 des Königlichen 

Erlasses über die Bevölkerungsregister und das Fremdenregister, wonach die Gemeindeverwaltung nach 

Personen forscht, die verzogen sind und wenn diese, wenn sie nicht mehr ausfindig gemacht werden 

können, von Amts wegen streicht), ist somit nicht nachvollziehbar, weshalb der Staatssekretar diese 

Information, welche „offiziell“ ist, nicht berücksichtigt hat. 

 

Es sei auch an die Steuerbescheide zur Steuer der natürlichen Personen, die nur bei Bewohnern erhoben 

wird, erinnert. 

 

Auch in Bezug auf die Zeugenaussagen und das „Fehlen von offiziellen Informationen“ ist die 

Entscheidung des Staatsekretars für Asyl und Migration nicht sorgfältig vorbereitet und angemessen 

begründet worden. 

Die Informationen aus dem Bevölkerungsregister werden darüber hinaus durch eine Bescheinigung des 

Vermieters gestützt. 

 

Art. 39 § 7 des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 enthalt eine Vermutung, wonach ein Ausländer, 

der von Amts wegen durch die Gemeindeverwaltung gestrichen wurde oder dessen Aufenthaltstitel seit 

mehr als drei Monaten abgelaufen ist, bis zum Beweis des Gegenteils, das Land verlassen hat. 

Art. 42quinquies § 7 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 sieht vor, dass der Daueraufenthalt nur durch 

Abwesenheiten von mehr als zwei aufeinanderfolgenden Jahren verloren geht. 

 

Es muss jedoch festgestellt werden, dass das Ausländeramt nichts unternommen hat, um den Aufenthalt 

zu entziehen, obschon der Aufenthaltstitel seit 2012 ausgelaufen zu sein scheint (und demnach 

spätestens 2014 ein Entzug des Aufenthalts hatte erfolgen können). 

 

Die Verwaltung des Staatssekretärs für Asyl und Migration hat demnach ein legitimes Vertrauen 

geschaffen, wonach das Aufenthaltsrecht weiterhin Bestand hat. 

 

Erstmals im Jahre 2021, also 9 Jahre nachdem der Aufenthaltstitel seine Gültigkeit verloren hat und ohne 

dass das Ausländeramt zwischenzeitlich irgendwelche Anstalten gemacht hat, ihm den Aufenthalt zu 

entziehen oder ihn aus dem Bevölkerungsregister zu streichen, werden erstmals Belege für den Aufenthalt 

auf dem belgischen Staatsgebiet während des besagten Zeitraumes beantragt. 
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Das legitime Vertrauen des Herrn H.N wird demnach durch die strittige Entscheidung verletzt. 

(…) 

Die Entscheidung muss daher ausgesetzt und annulliert werden.” 

 

2.2. In diesem Zusammenhang antwortet der Beklagte wie folgt: 

 

“2. Zweitens weist die beklagte Partei darauf hin, dass es keine Unklarheit über den Gegenstand dieser 

Entscheidung geben kann. Am 22. März 2021 hat der Antragsteller eine Anlage 19 unterzeichnet, womit 

er in seiner Eigenschaft als Arbeitssuchender einem Antrag auf Anmeldebescheinigung eingereicht hat. 

 

Aus den Verwaltungsakten geht vor, dass der Antragsteller schon seit 2012 nicht mehr über einem 

Aufenthaltsrecht in Belgien verfügt. Die CEE Karte des Antragstellers war gültig bis zum 15. April 2012. 

Darauf hat der Antragsteller sich nicht mehr um seine administrative Lage gekümmert. Deswegen wird 

eine eventuelle Verlängerung des Aufenthaltsrechts verweigert. 

 

Zudem weist die beklagte Partei dabei auch auf die Tatsache, dass die Verweigerung des 

Aufenthaltrechts, der Gegenstand eins getrennten Verfahrens ist.  

Damit zeigt der Antragsteller, dass es ihm sehr klar ist welche Entscheidungen getroffen wurden. 

 

3. Die beklagte Partei weist darauf hin, dass Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 die 

Verwaltungsbehörde dazu verpflichten, in dem erlassenen Akt die faktischen und juristischen Grundlagen 

des Beschlusses anzugeben, und dies in angemessener" Weise. Der angemessene Charakter der 

Begründung bedeutet, dass die Begründung sachdienlich sein muss, d.h. dass sie deutlich mit dem 

Beschluss zu tun haben muss, und dass sie tragfähig sein muss, d.h. dass die angeführten Gründe zum 

Tragen des Beschlusses ausreichend sein müssen. Die wesentlichste Existenzberechtigung der 

Begründungspflicht, wie durch das Gesetz vom 29. Juli 1991 auferlegt, ist, dass der Betroffene in dem an 

ihn gerichteten Beschluss selbst die Motive vorfinden können muss, aufgrund derer der Beschluss 

getroffen wurde, er sich folglich mit Sachkunde entschließen kann, ob es geeignet ist, den Beschluss 

mittels einer Nichtigkeitsklage zu bestreiten. 

 

Die beklagte Partei stellt fest, dass die Motive des angefochtenen Beschlusses in einfacher Weise in 

diesem Beschluss erkannt werden können, sodass die antragstellende Partei nicht behaupten kann, dass 

die juristischen und faktischen Erwägungen, die diesem Beschluss zu Grunde liegen, nicht in den 

vorgenannten angefochtenen Beschluss aufgenommen wären. In diesem Sinne wird ein Verstoß gegen 

Artikel 1 bis 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 nicht plausibel gemacht. 

 

4. Aus der Darlegung der antragstellenden Partei geht ebenfalls hervor, dass sie den angefochtenen 

Beschluss auch inhaltlich kritisiert, sodass der einzige Grund ebenfalls aus Sicht der materiellen 

Begründungspflicht betrachtet werden muss. 

 

Diese beinhaltet, dass jede administrative Rechtshandlung sich auf triftige Gründe stützen muss, d.h. 

Motive, von denen das faktische Bestehen gebührend nachgewiesen ist und die rechtlich zur 

Verantwortung dieser Handlung berücksichtigt werden können. 

 

Die materielle Begründung erfordert mit anderen Worten, dass für jede administrative Rechtshandlung 

rechtlich vertretbare Motive mit einer ausreichenden faktischen Grundlage vorhanden sein müssen. 

 

5. Die Frage, ob es sich um eine angemessene Begründung handelt, und der vorgebliche Verstoß gegen 

die Begründungspflicht, werden untersucht angesichts der Bestimmungen, auf die der angefochtene 

Beschluss sich stützt, nämlich Artikel 39, § 7 des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981, der lautet 

wie folgt: 

„Bis zum Beweis des Gegenteils wird davon ausgegangen, dass der Ausländer, der von der 

Gemeindeverwaltung von Amts wegen gestrichen worden ist oder dessen Aufenthaltsschein seit mehr als 

drei Monaten abgelaufen ist, das Land verlassen hat.“ 

 

Die beklagte Partei hat alle Unterlagen die vom Antragsteller eingereicht werden, sorgfältig beachtet und 

auch beurteilt. Die Entscheidung beschließt dem zu Folge: 

„Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass der Betreffende keinen Nachweis für eine tatsächliche 

Anwesenheit auf belgischem Staatsgebiet vom 16. April 2021 bis zum 21. März 2021 erbracht hat. Die 

belgischen Steuerbescheide sind kein Nachweis für eine Anwesenheit auf belgischem Staatsgebiet, da 
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solche Dokumente auch van nicht ansässigen ausgefüllt werden. Der Vermerk der Adresse in Belgien auf 

den deutschen Steuerbescheinigungen kann allein kein Beweis für die Anwesenheit des 

Betreffenden sein. 

Die Erklärungen der Nachbarschaft, die darüber hinaus stereotyp sind und weder offizielle noch eindeutige 

Beweise enthalten, reichen allein auch nicht aus, die tatsächliche Anwesenheit des Betreffenden nach zu 

weisen“ 

 

6. Die bestrittene Entscheidung beschließt darauf, dass: 

 

„Der Betreffende hat daher nicht nachgewiesen, dass er das Königreich für eine Dauer von weniger als 

zwei aufeinander folgenden Jahren verlassen hat (Artikel 42quinquies, § 7 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980).“ 

 

Der Antragsteller kann daher keine Verlängerung von seinem Aufenthalt erhalten. 

 

Darüber hinaus erwähnt die bestrittene Entscheidung auch eine mögliche Lösung für den Antragsteller. 

Er hat diese Möglichkeit tatsächlich benutzt. Allerdings ergibt auch diese Anmeldebescheinigung kein 

positives Resultat, weil der Antragsteller nicht alle Anforderungen erfüllt. 

(…) 

 

8. Artikel 39/1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 behauptet, dass: 

„§ 1 - Ein Rat für Ausländerstreitsachen, nachstehend "Rat'' genannt, wird eingerichtet. 

 

Der Rat ist ein administratives Rechtsprechunqsorgan, das allein befugt ist, um über Beschwerden gegen 

Einzelbeschlüsse, die in Anwendung der Gesetze über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die 

Niederlassung und das Entfernen von Ausländern gefasst wurden. zu erkennen. “ 

 

Artikel 39/2, §2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 erläutert dabei noch, dass: 

 

„§ 2 - Der Rat befindet auf dem Wege von Entscheiden über die übrigen Beschwerden wegen Verletzung 

wesentlicher oder zur Vermeidung der Nichtigkeit, der Befugnisüberschreitung oder des 

Befugnismissbrauchs vorgeschriebener Formen. “ 

 

Damit ist Ihr Rat nicht dafür befugt zu urteilen in Sachen mit Bezug auf das Bevölkerungsregister oder 

Personalausweise. 

 

9. Bezüglich des Vertrauens in den öffentlichen Dienst und der beständigen Vorgehensweise der 

Verwaltung, muss festgestellt werden, dass die antragstellende Partei nicht ausreichend darlegt, inwiefern 

ihr Vertrauen enttäuscht wurde oder inwiefern die Verwaltung keine Beständigkeit gezeigt hat. 

 

Der Antragsteller wirft auf, dass sein Aufenthaltsrecht schon seit 9 Jahre nicht mehr gültig ist, dass die 

beklagte Partei, jedoch, keinerlei Schritte gemacht hat, um ihm das Aufenthaltsrecht zu entziehen oder 

ihn aus dem Bevölkerungsregister zu streichen. 

 

Dabei muss betont werden, dass ein eventueller Verstoß gegen die angemessene Frist sowieso nicht zu 

Folge hat, dass die antragstellende Partei ein Recht auf Aufenthalt hätte. 

 

Der Antragsteller hat sich seit 2012 nicht mehr um seine administrative Lage gekümmert. Daher ist er 

selber verantwortlich für den Schaden den er heute der beklagten Partei vorwerft. 

 

10. Bezüglich des angeführten Verstoßes gegen die Sorgfaltspflicht muss darauf hingewiesen werden, 

dass der Sorgfaltsgrundsatz der Behörde die Verpflichtung auferlegt, ihre Beschlüsse in sorgfältiger 

Weise vorzubereiten und auf eine korrekte Tatsachenfeststellung zu stützen.22 Die Beachtung des 

Sorgfaltsgrundsatzes bedeutet, dass sich die Verwaltung bei ihrer Entscheidung auf alle Angaben der 

Akte und auf alle darin enthaltenen dienlichen Unterlagen stützen muss. 

 

11. In vorliegendem Fall geht aus der angefochtenen Entscheidung hervor, dass die beklagte Partei 

methodisch und detailliert die Hauptelemente des Antrags analysiert hat und ausführlich erklärt, wieso 

aufgrund des Fehlens dieser Elemente, sie zurzeit kein Aufenthaltsrecht zulässt. Die angefochtene 

Entscheidung ist demnach keineswegs stereotypisch, sondern den speziellen Umständen des 

vorliegenden Falles angepasst. 
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12. Die beklagte Partei erinnert in dieser Hinsicht daran, dass der Rat seine Beurteilung nicht an Stelle 

der Beurteilung der Beklagten setzen darf. Im Rahmen dieser Rechtsprüfung darf der hiesige Rat seine 

Beurteilung des Sachverhalts nicht an Stelle der der Verwaltung setzen und muss sich, im Gegenteil, 

darauf beschränken zu überprüfen, ob diese nicht Fakten als erwiesen angesehen hat, obwohl diese nicht 

aus den Verwaltungsakten hervorgehen, und, ob diese aufgrund dieser Fakten eine Interpretation 

vorgenommen hat, die keinen offensichtlichen Beurteilungsfehler darstellt.” 

 

2.3. Der angebliche Verstoß gegen die Sorgfaltspflicht und die materielle Begründungspflicht wird im Licht 

der Bestimmung geprüft, auf die die angefochtene Entscheidung gestützt ist, insbesondere Artikel 

42quinquies des Ausländergesetzes und Artikel 39 § 7 des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981, 

dessen Verletzung ebenfalls gerügt wird. 

 

Artikel 42quinquies des Ausländergesetzes lautet wie folgt:  

 

“§ 1 Unbeschadet von Artikel 42sexies und sofern beim Rat für Ausländerstreitsachen kein Verfahren 

gemäß Artikel 39/79 anhängig ist, wird in Artikel 40 § 4 erwähnten Unionsbürgern und ihren 

Familienmitgliedern das Recht auf Daueraufenthalt zuerkannt, sofern sie sich fünf Jahre lang 

ununterbrochen im Königreich aufgehalten haben, und zwar gemäß den Rechtsvorschriften der 

Europäischen Union. 

 

Das in Absatz 1 erwähnte Recht auf Daueraufenthalt wird Familienmitgliedern von Unionsbürgern, die 

keine Unionsbürger sind, nur zuerkannt, sofern während dieses Zeitraums eine gemeinsame 

Niederlassung mit diesem Unionsbürger bestand. Diese Bedingung der gemeinsamen Niederlassung 

findet weder Anwendung auf Familienmitglieder, die die in Artikel 42quater §§ 3 und 4 erwähnten 

Bedingungen erfüllen, noch auf Familienmitglieder, denen das Aufenthaltsrecht aufgrund von Artikel 

42quater § 1 Absatz 2 erhalten bleibt. 

 

§ 2 […] 

 

§ 3 Die Kontinuität des Aufenthalts wird weder durch vorübergehende Abwesenheiten von bis zu 

insgesamt sechs Monaten im Jahr noch durch längere Abwesenheiten wegen der Erfüllung militärischer 

Pflichten, noch durch eine einzige Abwesenheit von höchstens zwölf aufeinander folgenden Monaten aus 

wichtigen Gründen wie Schwangerschaft und Niederkunft, schwere Krankheit, Studium oder 

Berufsausbildung oder berufliche Entsendung außerhalb des Königreichs berührt. 

 

§ 4 Ist beim Rat für Ausländerstreitsachen ein Verfahren gemäß Artikel 39/79 anhängig, wird die 

Zuerkennung des Rechts auf Daueraufenthalt in Erwartung des Abschlusses dieses Verfahrens und des 

definitiven Beschlusses des Ministers oder seines Beauftragten ausgesetzt. 

 

§ 5 Das Recht auf Daueraufenthalt der Bürger der Europäischen Union wird durch die Ausstellung eines 

Dokuments zur Bescheinigung des Daueraufenthalts festgestellt. Dieses Dokument wird gemäß den vom 

König festgelegten Modalitäten ausgestellt. 

 

§ 6 Das Recht auf Daueraufenthalt von Familienmitgliedern, die keine Unionsbürger sind, wird durch die 

Ausstellung einer Aufenthaltskarte festgestellt. Sie werden in das Bevölkerungsregister eingetragen.  

 

Diese Aufenthaltskarte wird gemäß den vom König festgelegten Modalitäten den europäischen 

Verordnungen und Richtlinien entsprechend ausgestellt. 

 

Sie muss vor Ablauf der Gültigkeit des in Artikel 42 § 3 erwähnten Aufenthaltsscheins beantragt werden. 

Wird diese Aufenthaltskarte nicht rechtzeitig beantragt, kann der Minister oder sein Beauftragter eine 

administrative Geldbuße von 200 EUR auferlegen. Diese Geldbuße wird gemäß Artikel 42octies 

eingenommen. 

 

§ 7 Das einmal zuerkannte Recht auf Daueraufenthalt verfällt nur durch Abwesenheiten vom Königreich 

von mehr als zwei aufeinander folgenden Jahren.” 

 

Artikel 39 § 7 des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 bestimmt folgendes:  
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“§ 7 - Bis zum Beweis des Gegenteils wird davon ausgegangen, dass der Ausländer, der von der 

Gemeindeverwaltung von Amts wegen gestrichen worden ist oder dessen Aufenthaltsschein seit mehr als 

drei Monaten abgelaufen ist, das Land verlassen hat.” 

 

Im vorliegenden Fall ist unstreitig, dass der Antragsteller am 13. Dezember 1995 in das 

Bevölkerungsregister eingetragen wurde und am 16. April 2007 eine bis 15. April 2012 gültige EU-Karte 

erhielt. Aus diesen Feststellungen und der Verweisung des Beklagten auf Artikel 42quinquies des 

Ausländergesetzes lässt sich im vorliegenden Fall hinreichend ableiten, dass der Antragsteller über ein 

Recht auf Daueraufenthalt verfügt, das nach den Unterlagen in der Verwaltungsakte nicht beendet oder 

entzogen ist, vom Beklagten aber als verloren angesehen wird.   

 

Der Beklagte führt in der angefochtenen Entscheidung aus, dass gemäß Artikel 39 § 7 des Königlichen 

Erlasses vom 8. Oktober 1981 bei einem Ausländer, der von der Gemeindeverwaltung von Amts wegen 

gestrichen wird oder dessen Aufenthaltserlaubnis bereits seit mehr als drei Monaten abgelaufen ist - hier 

gilt der zweite Fall -, bis zum Beweis des Gegenteils vermutet wird, dass er das Land verlassen hat.  

Hierzu hat der Beklagte erklärt, dass der Antragsteller keinen Nachweis für seine tatsächliche 

Anwesenheit auf dem belgischen Hoheitsgebiet vom 16. April 2012 bis März 2021 erbracht habe. Die 

belgischen Steuerbescheide (der Jahre 2012 bis 2020) sind kein Nachweis für eine Anwesenheit auf 

belgischem Staatsgebiet, da solche Dokumente auch von Nichtansässigen ausgefüllt werden. Was die 

Angabe der belgischen Adresse auf den deutschen Steuerbescheinigungen für die Jahre 2014 bis 2016 

angeht, wird in der angefochtenen Entscheidung festgestellt, dass dies allein kein Beweis für die 

Anwesenheit des Antragstellers sein kann. Die Aussagen der Nachbarn, die nach Ansicht des Beklagten 

stereotyp seien und keine offiziellen oder eindeutigen Beweise enthielten, reichten ebenfalls nicht aus, 

um die tatsächliche Anwesenheit des Antragstellers zu beweisen. Folglich kam der Beklagte unter 

Bezugnahme auf Artikel 42quinquies § 7 des Ausländergesetzes zu dem Schluss, dass der Antragsteller 

nicht nachgewiesen habe, dass er das Königreich für einen Zeitraum von weniger als zwei 

aufeinanderfolgenden Jahren verlassen habe. 

 

Der Antragsteller behauptet, seit seiner Geburt ununterbrochen bei seiner Mutter und seinen Brüdern in 

Belgien gelebt zu haben. 

 

Was die Begründung hinsichtlich der belgischen Steuerbescheide anbelangt, trägt der Antragsteller vor, 

dass zwischen der Besteuerung von natürlichen Personen (Einwohnern) und der Besteuerung von 

Nichtansässigen unterschieden werde. Der Rat kann der Argumentation des Antragstellers folgen, dass 

im vorliegenden Fall belgische Steuererklärungen eingereicht wurden, und zwar für die Jahre 2012-2020, 

in denen ausdrücklich angegeben wird, dass sie sich auf den „Steuerbescheid zur Steuer der natürlichen 

Personen“ beziehen, ohne dass eine Steuererklärung für Nichtansässige erwähnt wird. Die unbelegte 

allgemeine Argumentation des Beklagten lässt in keiner Weise erkennen, woraus sich im vorliegenden 

Fall ableiten ließe, dass sich die vorgelegten Steuererklärungen auf Nichtansässige beziehen.  

 

Der Rat muss auch feststellen, dass der Antragsteller zu Recht argumentiert, dass die Tatsache, dass die 

Aussagen seiner Nachbarn stereotyp (sowie nicht offiziell) sind, nicht automatisch bedeutet, dass die darin 

enthaltenen Informationen falsch sind. Der Beklagte hat jedoch den Inhalt dieser Erklärungen, dass der 

Antragsteller zwischen dem 16. April 2012 und dem 21. März 2021 an der angegebenen Adresse wohnte, 

regelmäßig von seinen Nachbarn gesehen wurde und auch persönliche Kontakte pflegte, nicht konkret 

berücksichtigt. Wenn der Beklagte außerdem der Ansicht ist, dass diese Erklärungen allein nicht als 

Beweis für die tatsächliche Anwesenheit im Königreich ausreichen, lässt er die anderen vorgelegten 

Unterlagen außer acht. So habe der Antragsteller neben seinen belgischen Steuererklärungen u. a. auch 

deutsche Steuerbescheinigungen vorgelegt, doch könne die Angabe der Adresse in Belgien auf diesen 

Bescheinigungen allein keinen Nachweis für die Anwesenheit des Antragstellers darstellen. In diesem 

Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass in dem Schreiben vom 6. Juli 2021, das dem Antragsteller 

am 19. Juli 2021 zugestellt wurde, mitgeteilt wurde, dass der Antragsteller u. a. auch „Lohnzettel“ und 

„andere“ Nachweise für seine Anwesenheit in Belgien vorlegen konnte, so dass der Beklagte in der 

angefochtenen Entscheidung ohne zusätzliche konkrete Begründung nicht davon ausgehen kann, dass 

die vorgelegten deutschen „Lohnsteuerbescheinigungen“, auf denen die Anschrift des Antragstellers in 

Belgien angegeben ist, für sich genommen keinen Nachweis für die Anwesenheit in Belgien darstellen 

können.  

Aus der Begründung der angefochtenen Entscheidung geht auch hervor, dass der Beklagte die 

vorgelegten Unterlagen nicht angemessen und sorgfältig in ihrer Gesamtheit geprüft hat. Der 

Vollständigkeit halber bemerkt der Rat im Einklang mit dem Antragsteller, dass er zwischen dem 16. April 

2012 und März 2021 auch nicht von Amts wegen aus dem Bevölkerungsregister gestrichen wurde. 
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Schließlich weist der Rat darauf hin, dass der Beklagte im vorliegenden Fall offensichtlich unbillig und 

unsorgfältig handelt, wenn er aus der Feststellung, dass die Aufenthaltserlaubnis des Antragstellers am 

15. April 2012 abgelaufen ist, die Anwendung von Artikel 42quinquies § 7 des Ausländergesetzes ableitet, 

da der Rat festgestellt hat, dass die vorgelegten Dokumente bei der Anwendung von Artikel 39 § 7 des 

Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 nicht ausreichend und sorgfältig in ihrer Gesamtheit 

berücksichtigt wurden. Im vorliegenden Fall lässt die Gesamtheit der vorgelegten Unterlagen nicht den 

Schluss zu, dass der Antragsteller das Land für zwei aufeinanderfolgende Jahre verlassen hat. 

 

Der Einwand in dem Schriftsatz mit Anmerkungen, dass alle vorgelegten Unterlagen sorgfältig geprüft 

wurden, kann die obengenannten Feststellungen nicht entkräften. 

 

Ein Verstoß gegen die Sorgfaltspflicht und die materielle Begründungspflicht im Sinne von Artikel 

42quinques § 7 des Ausländergesetzes und Artikel 39 § 7 des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 

ist plausibel gemacht. 

 

Der dritte Klagegrund ist im angegebenen Umfang begründet. 

 

Da ein Teil des Klagegrundes zur Nichtigerklärung der angefochtenen Entscheidung führt, ist es nicht 

erforderlich, die anderen Bestimmungen oder Grundsätze zu prüfen, auf die sich der fragliche Klagegrund 

oder die anderen Klagegründe stützen (Staatsrat 18. Dezember 1990, Nr. 36.050; Staatsrat 24. Oktober 

2002, Nr. 111.881). 

 

3. Kurze Verhandlungen 

 

Der angefochtene Beschluss wird für nichtig erklärt. Da es Grund gibt, Artikel 36 des Königlichen Erlasses 

vom 21. Dezember 2006 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Rat für Ausländerstreitsachen 

anzuwenden, ist der Aussetzungsantrag, als Akzessorium der Nichtigkeitsklage gegenstandslos.  

 

4. Kosten 

 

Unter Berücksichtigung des oben Erwähnten, passt es, die Kosten des Berufes der beklagten Partei zur 

Last zu legen. 

 

AUS DIESEN GRÜNDEN BESCHLIEßT DER RAT FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN: 

 

Artikel 1 

 

Der Beschluss des Beauftragten des Staatssekretärs für Asyl und Migration vom 20. September 2021 

wird für nichtig erklärt. 

 

Artikel 2 

 

Der Aussetzungsantrag ist gegenstandslos. 

 

Artikel 3 

 

Die Kosten des Berufes, auf 186 Euro bestimmt, gehen der beklagten Partei zur Last. 

 

Also in Brüssel in öffentlicher Sitzung am fünfzehnten März zweitausendzweiundzwanzig verkündet von: 

 

Frau H. CALIKOGLU,               diensttuender Präsidentin, Richterin für Ausländerstreitsachen, 

Herrn M. DENYS,               Greffier. 

 

Der Greffier,                                       Die Präsidentin, 

 

 

 

 

 

M. DENYS                                        H. CALIKOGLU 


